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Satzung

der Stadt Cochem

über den Beirat für Migration und Integration

vom 28.11.2024

Der Stadtrat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung (GemO)in Verbindung mit § 56

GemOin seiner Sitzung am 28.11.2024 folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt

gemacht wird:

1. Abschnitt — Grundlagen

81

Einrichtung und Aufgaben

(1) Zur Förderung der kommunalenIntegrationspolitik richtet die Stadt einen Beirat für Mig-

ration und Integrationein.

(2) Aufgabe des Beirats für Migration und Integration ist die Förderung und Sicherung des

gleichberechtigten Zusammenlebensder in der Stadt wohnenden Menschenverschiedener

Nationalitäten, Kulturen und Religionen sowie die Unterstützung des kommunalenIntegrati-

onsprozesses.

(3) Der Beirat für Migration und Integration kann überalle Angelegenheiten der Migration und

Integration beraten. Gegenüber den Organender Stadt kann er sich hierzu äußern, soweit

Selbstverwaltungsangelegenheiten derStadt betroffensind.

(4) Auf Antrag desBeirats für Migration und Integration hat der Stadtbürgermeister Angele-

genheiten im Sinne des Absatzes 3 Satz 2 dem Stadtrat zur Beratung und Entscheidungvorzu-

legen. Der Vorsitzende desBeirats für Migration und Integration oder einerseinerStellvertre-

ter ist berechtigt, bei der Beratungaller Angelegenheiten, die Migration und Integration be-

treffen, an Sitzungen des Stadtrats oder seiner Ausschüsse mit beratender Stimmeteilzuneh-

men; Weiteres regelt die Geschäftsordnungder Stadt Cochem. DerBeirat für Migration und

Integrationsoll zu Fragen, die ihm vom Stadtrat, einem Ausschuss oderdes Stadtbürgermeis-

ters vorgelegt werden,Stellung nehmen.

(5) Die Verbandsgemeindeverwaltung Cochem berät und unterstützt den Beirat für Migration

und Integration bei der Erfüllung seiner Aufgaben undführt seine Geschäfte.

(6) Die Sitzungsspracheist deutsch.
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82

Gesamtzahl der Mitglieder

(1) Die Zahl der gewählten Mitglieder beträgt 7; Absatz 2 bleibt unberührt.

(2) Wird die in Absatz 1 Satz 1 bestimmte Zahl gewählter Mitglieder des Beirats für Migration

und Integration unterschritten, weil weniger Personen gewählt oderSitze im Beirat für Mig-

ration und Integration nach dem Ausscheiden von Mitgliedern nicht mehr besetzt werden

können,tritt diese Zahl an die Stelle der in Absatz 1 Satz 1 bestimmten Zahl der gewählten

Mitglieder.

(3) Die gewählten Mitglieder des Beirats werden von dem in 8 56 Abs. 2 Satz 2 GemO näher

bestimmten Kreis der Wahlberechtigten in allgemeiner, gleicher, geheimer, unmittelbarer

und freier Wahl für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Für die Wahl gelten die Bestimmungen

des 2. Abschnitts.

83

Vorsitzender und Stellvertreter, Geschäftsordnung

Der Beirat wählt in seiner konstituierendenSitzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und

einen oder mehrereStellvertreter. Im Übrigen gelten die Bestimmungender Geschäftsord-

nung der Stadt Cochem.

2. Abschnitt -— Wahltag, Wahlsystem, Wahlverfahren

54

Wahltag

Den Wahltag bestimmt der Stadtrat. Die Entscheidung ist bis zum 69. Tag vor der Wahl be-

kanntzumachen.

85

Wahlsystem

Die gewählten Mitglieder des Beirats für Migration und Integration werden nach den Grunds-

ätzen der Mehrheitswahl auf der Grundlage zugelassener Wahlvorschläge gewählt.

86

Wahlorgane

(1) Wahlleiter ist der Stadtbürgermeister. Der Wahlleiter leitet die Vorbereitung und Durch-

führung der Wahl im Stadtgebiet nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen.Er kann

mit der Führungder laufenden Wahlgeschäfte einen Beigeordneten oder einen Gemeindebe-

diensteten beauftragen.
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(2) Der Wahlleiter ist Vorsitzender des Wahlausschusses. Er beruft die Mitglieder des Wahl-

ausschusses spätestens am 47. Tag vor der Wahl. Hierbeisollen die in der Stadt vertretenen

Parteien und Wählergruppen entsprechende Vorschläge aus dem Personenkreis der Coche-

mer Bürger/innen unterbreiten. Der Wahlausschuss entscheidet über die Zulassung der Wahl-

vorschläge und stellt das Wahlergebnis fest. Der Wahlausschusstagt öffentlich und ist bei An-

wesenheit der Vorsitzenden ohne Rücksicht auf die erschienenen Mitglieder beschlussfähig.

(3) Der Wahlleiter bestellt einen Wahlvorstand und beruft ihn rechtzeitig ein. Dieser besteht

aus einem Wahlvorsteher, einem stellvertretenden Wahlvorsteher und mindestens zweiBei-

sitzern. Ein Beisitzer ist zugleich zum Schriftführer zu bestellen; ein weiterer Beisitzer zum

stellvertretendenSchriftführer. Die Mitglieder des Wahlvorstands müssen aus dem Personen-

kreis der Cochemer Bürger/innen oder der städtischen Bediensteten oder aus dem Kreis der

Bediensteten der Verbandsgemeinde bestellt werden; bei der Berufung aus dem Personen-

kreis der Cochemer Bürger/innen sollen die in der Stadt vertretenen Parteien und Wähler-

gruppen berücksichtigt werden. Der Wahlvorstand tagt öffentlich. Der Wahlvorstandist bei

Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern beschlussfähig.

87

Durchführung der Wahl

(1) Die Wahl wird als Briefwahl durchgeführt.

(2) Werden keine Wahlvorschläge eingereicht oder zugelassen oder übersteigt die Zahl der

zugelassenen Kandidatinnen und Kandidaten nicht die Zahl der zu wählenden Mitglieder des

Beirats, findet die Wahl nicht statt ($ 56 Abs. 3 Satz 1 GemO). Diesist spätestens am 12. Tag

vor der Wahl bekanntzumachen.

(3) Findet die Wahl nichtstatt, wird ein Beirat für die Belange von Menschen mit Migrations-

hintergrund eingerichtet. Für den Beirat für die Belange von Menschen mit Migrationshinter-

grund gelten die Bestimmungendes ersten Abschnitts entsprechend.

88

Wahlzeit

Die Wahlbriefe müssen am Wahltag bis spätestens 12:00 Uhr bei der Verbandsgemeindever-

waltung Cochem oder dem zuständigen Wahlvorstand eingegangensein.

89

Wahlvorschläge

(1) Wahlvorschlag im Sinne dieser Satzung ist jeder zur Wahl vorgeschlagene Bewerber.

(2) Der Wahlleiter fordert spätestens am 69. Tag vor der Wahlzur Einreichung von Wahlvor-

schlägen durch öffentliche Bekanntmachungauf. Dabei hat er darauf hinzuweisen, dass die

Wahlvorschläge spätestens am 48. Tag vor der Wahl, 12:00 Uhr, bei ihm oder der Verbands-

gemeindeverwaltung Cochem einzureichensind.
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(3) Jeder Wahlberechtigte kann einen oder mehrere Wahlvorschläge bis zur anderthalbfachen

Zahl der zu wählenden Mitglieder des Beirats für Migration und Integration einreichen; er

kann sich auch selbst vorschlagen. In diesem Rahmen können auch im Wahlgebiet ansässige

Vereine, Verbände oder sonstige Organisationen und politische Parteien und Wählergruppen

Wahlvorschlägeeinreichen. Dem Wahlvorschlag sind die schriftliche Erklärung des Bewerbers,

dass er seiner Aufnahmein den Wahlvorschlag zustimmt, sowie ein Nachweis der zuständigen

Verbandsgemeindeverwaltung über seine Wählbarkeit beizufügen. Der Wahlvorschlagist au-

ßerdem vom Vorschlagenden zu unterzeichnen. Im Wahlvorschlag sind der Vorschlagende

und der Bewerber (Name, Vorname und Anschrift) eindeutig zu bezeichnen und um weitere

Merkmale zu ergänzen, sofern diese zur Identifizierung erforderlich sind.

(4) 8 16 Abs. 2 bis 5 KWGfindet keine Anwendung.

(5) Spätestens am 12. Tag vor der Wahl macht der Wahlleiter die zugelassenen Wahlvor-

schläge in alphabetischer Reihenfolge unter Angabe jeweils des Namens, Vornamens, der

Postleitzahl und des Wohnortes der Bewerber bekannt, in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1

unter Hinzufügungder Bezeichnung„Einzelbewerber“, in den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 un-

ter Hinzufügung des Namensder vorschlagenden Organisation. $ 7 Abs. 2 bleibt unberührt.

§ 10

Wahlgebiet, Wahlerverzeichnis

(1) Wahlgebietist das Stadtgebiet.

(2) Der Wahlleiter veranlasst für das Stadtgebiet die Erstellung von Verzeichnissen der Wahl-

berechtigten (Wählerverzeichnisse). In das Wählerverzeichnis sind von Amts wegenalle aus-

ländischen und staatenlosen Einwohner aufzunehmen,soweit sie jeweils am Tage der Wahl

das 16. Lebensjahr vollendet haben und die Voraussetzungen des $ 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des

Kommunalwahlgesetzes erfüllen. Wann und wo in das jeweilige Wählerverzeichnis Einsicht

genommen werdenkann,ist spätestens am 24. Tag vor der Wahl öffentlich bekanntzuma-

chen.

Wahlberechtigte, die nicht vom Wählerverzeichnis erfasst werden, sind Einwohner, die die

deutsche Staatsangehörigkeit erworben haben

a) als Spätaussiedler oder deren Familienangehörige nach 8 7 des Staatsangehörigkeitsge-

setzes,

b) durch Einbürgerung,

c) nach $4 Abs. 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes oder

d) nach $4 Abs. 1in Verbindung mit Abs. 4 des Staatsangehörigkeitsgesetzes undein Eltern-

teil Ausländer oder Spätaussiedler oder dessen Familienangehöriger nach 8 7 des Staats-

angehörigkeitsgesetzesist,

soweit sie jeweils am Tage der Wahl das 16. Lebensjahr vollendet haben und die Vorausset-

zungen des 8$ 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Kommunalwahlgesetzeserfüllen.

Die Wahlberechtigten, die nicht von Amts wegenin das Wählerverzeichnis eingetragen wer-

den können, werden durch öffentliche Bekanntmachungaufgefordert, die Eintragung in das
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Wählerverzeichnis bei der zuständigen Verbandsgemeindeverwaltung zu beantragen. Die öf-

fentliche Bekanntmachungerfolgt spätestens am 62. Tag vor der Wahl. Das Wählerverzeichnis

ist nach Maßgabe des § 56 Abs. 2 Satz 2 GemO fortzuschreiben und am zweiten Tage vor der

Wahl, 12:00 Uhr, abzuschließen. Bis zu diesem Zeitpunkt können Wahlberechtigte Anträge auf

Eintragungins Wählerverzeichnisstellen; dies gilt auch für Wahlberechtigte, die von der Mel-

depflicht befreit sind. Der Nachweis der Wahlberechtigung erfolgt je nach Status durch Vor-

lage einer Meldebescheinigung, Einbürgerungsurkunde, Bescheinigung nach $ 15 Abs. 1 oder

Abs. 2 des Bundesvertriebenengesetzes oder durch Vorlage anderer geeigneter Dokumente.

811

Stimmzettel

Die Stimmzettel enthalten die zugelassenen Wahlvorschläge in alphabetischer Reihenfolge

unter Angabe jeweils des Namens, Vornamens, der Postleitzahl und des Wohnortes des Be-

werbers,in den Fällen des $ 9 Abs. 3 Satz 1 unter Hinzufügung der Bezeichnung„Einzelbewer-

ber“, in den Fällen des $9 Abs. 3 Satz 2 unter Hinzufügung des Namensder vorschlagenden

Organisation.

§ 12

Ausübungdes Wahlrechts

(1) An der Wahl teilnehmen kann, wer in das Wählerverzeichnis eingetragenist.

(2) Die Wahlberechtigten erhalten frühestens am 34. Tag und spätestens am 10. Tag vor der

Wahl den Wahlschein, einen Stimmzettel, eine Erläuterung zur Durchführungder Briefwahl

und einen an den Wahlleiter adressierten Wahlbriefumschlag.

(3) Der Wahlschein ist vom Wahlberechtigten zu unterschreiben, mit der Erklärung, dass er

selbst gewählt hat. Sofern sich der Wählereiner Hilfsperson bedient hat, hat diese an Eides

statt zu versichern, dass sie den Stimmzettel nach Maßgabe des Willens des Wählers ausge-

füllt hat.

(4) Jeder Wähler hat so viele Stimmen, wie gewählte Mitglieder desBeirats für Migration und

Integration zu wählen sind. Die wählbaren Personensind in der Reihenfolge derfür sie abge-

gebenenStimmen gewählt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das von dem Vorsitzenden des

Wahlausschusseszu ziehendeLos.

(5) Vergibt der Wähler mehr Stimmen, als ihm zustehen,so ist die Stimmabgabe insgesamt

ungültig.

813

Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Der Briefwahlvorstand zählt die Stimmenaus und ermittelt das Wahlergebnis. Die Tätigkeit

des Wahlvorstandesist in einer Niederschrift zu dokumentieren.
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(2) Der Wahlausschussstellt das Wahlergebnis fest.

(3) Der Wahlleiter benachrichtigt die Gewählten und fordert sie auf, binnen Wochenfrist zu

erklären, ob sie die Wahl annehmen.Dabei weist der Wahlleiter darauf hin, dass die Wahl als

angenommengilt, sofern sich der Gewählte nicht innerhalb dieser Frist gegenüber dem Wahl-

leiter schriftlich äußert.

(4) Lehnt ein Gewählter die Wahlab oderscheidet er aus dem Beirat aus, beruft der Wahlleiter

eine Ersatzpersonein. Einzuberufenist die nächste noch nicht berufene Person mit der höchs-

ten Stimmenzahl. Die Feststellung der Ersatzperson obliegt dem Wahlleiter.

(5) Das Wahlergebnisist öffentlich bekanntzumachen.

3. Abschnitt - Schlussbestimmungen

814

Ergänzende Anwendungder Bestimmungen des

Kommunalwahlgesetzes und der Kommunalwahlordnung

Die Bestimmungen des Ersten Teils des Kommunalwahlgesetzes (KWG) und desErsten Teils

der Kommunalwahlordnung (KWO)finden ergänzend sinngemäße Anwendung.

815

Übergangsbestimmung

Die Wahlzeit des im Jahr 2025 gewähltenBeirats für Migration und Integration endet mit Ab-

lauf des 31.12.2029.

816

Inkrafttreten

Die Satzungtritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachungin Kraft.

Cochem,den 28.11.2024

Waiter Schmitz
  

A
Stadtbiirgermeister
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Hinweis:

Gemäß $ 24 Abs. 6 Gemeindeordnung wird daraufhin hingewiesen, dass Satzungen, die unter

Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung zustande gekom-

mensind, ein Jahr nach der Bekanntmachungals von Anfang an gültig zustande gekommen

gelten.

Diesgilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen überdie Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt wordensind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genanntenFrist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet

oder jemanddie Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der

Verbandsgemeindeverwaltung Cochem, Ravenestraße 61, 56812 Cochem,unter Bezeich-

nungdes Sachverhalts, der die Verletzung begründensoll, schriftlich geltend gemachthat.

Hat jemandeine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der

in Satz 1 genanntenFrist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Cochem, den 28.11.2024

alter Schmitz
  

=

Stadtbürgermeister
!
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